
 Stellv. Bereichsleiterin
 Bereich 5-6/Tiefbau
 
 

 Janclas
 26.11.2013

Dezernat 4, Umwelt,   
Gesundheit, ökol. 
Stadtentw., -planung
 

 Lauxen  
 27.11.2013

 Kämmerer
 
 
 

 Tsalastras
 02.12.2013

 Oberbürgermeister
 
 
 

 Wehling
 04.12.2013

* Vorlage zur:
  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
  Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :
  Zustimmung (Z)
  Ablehnung (A)
  Änderung (Ä)
  Anhörung vollzogen (AV)
  Kenntnisnahme (K)

 Beschlusskontrolle:

      Ja oder nein

Beteiligung:

Personalrat                   [ ]

Gleichstellungsstelle   [ ]

                                       Drucksache Nr.: B/15/3183-01 / Seite 1 von 8

 Stadt
 Oberhausen

Drucksache Nr.

B/15/3183-01

Termin

16.12.2013 Rat der Stadt

 Beschlussvorlage öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*

09.12.2013 Haupt- und Finanzausschuss
10.12.2013 Planungsausschuss
16.12.2013 Rat der Stadt

V
V
B

Beratungsgegenstand

Abwicklung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW ab 2014

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt Oberhausen bekräftigt, dass die Aufgabe der Bewirtschaftung der ÖPNV-Pau-
schale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW auch ab dem Jahr 2014 auf den Zweckverband VRR übertra-
gen ist (vgl. § 5 (2) Nr. 3 Zweckverbandssatzung).

2. Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt, im Jahr 2014 13% und ab dem Jahr 2015 10% der 
ÖPNV-Pauschale gem. § 11 (2) ÖPNVG NRW für eigene Zwecke zu beanspruchen. Die Verwen-
dung der Mittel richtet sich nach den Vorgaben des ÖPNVG NRW und den entsprechenden Ver-
waltungsvorschriften.

3. Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt, dass die verbleibenden Mittel im Jahr 2014 in Höhe 
von 87% und ab dem Jahr 2015 in Höhe von 90% der ÖPNV-Pauschale gem. § 11 (2) ÖPNVG 
NRW vom Zweckverband VRR für Zwecke des ÖPNV mit Ausnahme des SPNV an öffentliche 
und private Verkehrsunternehmen, die den Gemeinschaftstarif nach § 5 (3) ÖPNVG NRW anwen-
den, für folgende Zwecke weiterzuleiten sind:

Alternative A: Gewährung der ÖPNV-Pauschale durch die VRR AöR im Rahmen der Aus-
gleichsleistungen für die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im 
ÖSPV

Alternative B: Gewährung der ÖPNV-Pauschale durch die VRR AöR im Rahmen der Aus-
gleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen aus der Anwendung 
der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs im VRR-Gemein-
schaftstarif
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Alternative C: Gewährung der ÖPNV-Pauschale durch die VRR AöR im Rahmen der investi-
ven Fahrzeugförderung

Die Verwaltung wird ermächtigt, die auf die Stadt Oberhausen entfallenden verbleibenden Mittel 
der ÖPNV-Pauschale ab dem Jahr 2015 entsprechend der o. g. Alternativen jährlich festzulegen 
sowie der VRR AöR mitzuteilen. Für das Jahr 2014 wird in Abstimmung mit der STOAG und der 
VRR AöR die Alternative B festgelegt.
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1 Bezug
2
3 Durch örtliche Beschlüsse wurde die Aufgabe zur Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale gem. § 11(2) 
4 ÖPNVG NRW auf den VRR übertragen. Der Rat der Stadt Oberhausen hat den entsprechenden Be-
5 schluss mit einer Befristung bis zum 31.12.2019 in seiner Sitzung am 12.07.2010 gefasst (Vorlage - 
6 B/15/0600-01).
7
8
9 Konsequenzen

10
11 a) Finanzielle
12
13     keine [ ]
14
15     ja [X]
16
17 b) Sonstige
18
19
20 Begründung
21
22 Vorab ist darauf hinzuweisen, dass der Beschlussvorschlag und die Darstellung des Sachverhaltes 
23 weitestgehend aus der Beschlussvorlage der VRR AöR mit der Drucksachen-Nr. N/VIII/2013/0436 für 
24 die Sitzungen des Verwaltungsrates der VRR AöR und der Verbandsversammlung des Zweckverban-
25 des VRR am 12.07.2013 entnommen worden sind.
26
27 1. Abwicklung der ÖPNV-Pauschale bis zum Jahr 2013
28
29 Mit der Einführung einer ÖPNV-Pauschale im Jahr 2008 wurden die bis dahin vom Land NRW durch-
30 geführten Förderungen durch die Aufgabenträger-Pauschale für Kreise und kreisfreie Städte und die 
31 Fahrzeugförderung (investive Fahrzeugförderung und Vorhaltekostenförderung) für den kommunalen 
32 ÖPNV in der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW zusammengefasst. Empfänger dieser 
33 Pauschale waren die kommunalen Aufgabenträger.
34
35 Durch örtliche Beschlüsse wurde die Aufgabe zur Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale gem. § 11(2) 
36 ÖPNVG NRW auf den VRR übertragen. Der Rat der Stadt Oberhausen hat den entsprechenden Be-
37 schluss mit einer Befristung bis zum 31.12.2019 in seiner Sitzung am 12.07.2010 gefasst (Vorlage - 
38 B/15/0600-01).
39
40 Die ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW wurde bislang durch das Land NRW in einer 
41 Summe an die VRR AöR ausgezahlt, so dass für die Vergangenheit keine aufgabenträgerscharfen 
42 Mittelzuweisungen bzgl. der ÖPNV-Pauschale vorliegen.
43
44
45 2. Änderung der gesetzlichen Regelung
46
47 Der Landtag des Landes NRW hat in seiner Sitzung am 04.12.2012 die Novellierung des Gesetzes 
48 über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) beschlossen. Be-
49 standteil dieser Novellierung ist auch die neue Verteilung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG 
50 NRW, die mit Rückwirkung zum 01.01.2011 gilt. Die Novellierung des ÖPNVG NRW ist zum 
51 01.01.2013 in Kraft getreten.
52
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53 Mit dieser Novellierung des ÖPNVG NRW wurden vom Land NRW auch für den VRR-Bereich erstmals 
54 aufgabenträgerscharfe Beträge aus der ÖPNV-Pauschale veröffentlicht. Die Höhe der ÖPNV-Pau-
55 schale je Aufgabenträger berechnet sich dabei nach dem Verteilungsschlüssel 90% Betriebsleistun-
56 gen, 9% Einwohner, 1% Fläche. Im Vergleich zur Berechnungsmethodik des VRR kommt es dabei zu 
57 (z. T. deutlichen) Verschiebungen der Mittel je Aufgabenträger. Aufgrund der unterschiedlichen Berech-
58 nungsmethodik ist ein Vergleich der ÖPNV-Pauschale alt/neu jedoch nur bedingt möglich.
59
60 Gemäß Beschluss der Verbandsversammlung des Zweckverbandes VRR vom 05.07.2012 wurde die 
61 unveränderte Fortführung der Regelungen zur Abwicklung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG 
62 NRW bis einschließlich des Jahres 2013 festgelegt. Eine Rückwirkung der Neuverteilung der Pau-
63 schale scheidet damit aus. Die Neuverteilung wird erst ab dem Jahr 2014 wirksam. Hierbei ist zu be-
64 achten, dass die ÖPNV-Pauschale ab dem Jahr 2014 auf der Grundlage der o. g. Bezugsdaten des 
65 Jahres 2011 durch das Land NRW neu ermittelt wird.
66
67
68 3. Regelung im VRR ab dem Jahr 2014
69
70 In den bisherigen Diskussionen zur Abwicklung der ÖPNV-Pauschale wurde deutlich, dass eine Ab-
71 wicklung der ÖPNV-Pauschale im Rahmen einer Poolung der Mittel auf VRR-Ebene nicht mehr gewollt 
72 ist. Dies bedeutet, dass ab dem Jahr 2014 die ÖPNV-Pauschale aufgabenträgerscharf gemäß des o. g. 
73 Verteilungsschlüssels des ÖPNVG NRW verrechnet werden muss.
74
75 Im Rahmen der Beschlussfassung im Jahr 2008 zur Abwicklung der ÖPNV-Pauschale wurden von 
76 Seiten der VRR AöR bereits rechtliche Bedenken bzgl. der Fahrzeugvorhaltekostenförderung geäußert. 
77 Diese Bedenken ließen sich bis zum heutigen Zeitpunkt nicht ausräumen. Daher nimmt die VRR AöR 
78 von einer Abwicklung der ÖPNV-Pauschale im Rahmen der Fahrzeugvorhaltekostenförderung Ab-
79 stand.
80
81 Aus den dargestellten Gründen schlägt die VRR AöR folgendes Vorgehen für eine aufgabenträger-
82 scharfe Abwicklung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW vor.
83
84 3.1. Aufgabenträger-Pauschale
85 Entsprechend der gesetzlichen Regelung des § 11 (2) ÖPNVG NRW können die Aufgabenträger einen 
86 Anteil von bis zu 20% für sich selbst beanspruchen. Der Anteil der Aufgabenträger-Pauschale muss für 
87 Zwecke des ÖPNV verwendet oder hierfür an Eisenbahnunternehmen, öffentliche oder private Ver-
88 kehrsunternehmen, Gemeinden und Gemeindeverbände sowie juristische Personen des privaten 
89 Rechts, die Zwecke des ÖPNV verfolgen, weitergeleitet werden.
90
91 Die Entscheidung über die Höhe der Aufgabenträger-Pauschale obliegt den kommunalen Aufgaben-
92 trägern und ist durch örtliche Rats- und Kreistagsbeschlüsse festzulegen. Der Anteil der Aufgabenträ-
93 ger-Pauschale bezieht sich auf die nach o. g. gesetzlichen Verteilungsschlüssel ermittelte aufgabenträ-
94 gerscharfe ÖPNV-Pauschale. Wie bisher wird die VRR AöR diese Mittel an die Aufgabenträger ausrei-
95 chen.
96
97
98 3.2. Verbleibende Mittel
99 Die verbleibenden Mittel aus der ÖPNV-Pauschale (mindestens 80 % der ÖPNV-Pauschale) sind für 

100 Zwecke des ÖPNV mit Ausnahme des SPNV an öffentliche und private Verkehrsunternehmen weiter-
101 zuleiten, die den Gemeinschaftstarif nach § 5 (3) ÖPNVG NRW anwenden. Dieser recht weit gefasste 
102 Rahmen zur Verwendung der ÖPNV-Pauschale unterliegt dennoch den haushaltsrechtlichen Bindun-
103 gen und den weiteren gesetzlichen Bestimmungen (z. B. nationale und europäische beihilfe- sowie 
104 zuwendungsrechtliche Regelungen). Somit sind die Möglichkeiten, um die Mittel auszureichen, nicht so 
105 vielfältig, wie es auf den ersten Blick scheint. Vom VRR werden die nachfolgenden drei Alternativen 
106 vorgesehen.
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107
108 3.2.1. Alternative A: Ausgleichsleistungen für die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflich-
109 tungen im ÖSPV
110 Im Zuge der Aufgabenübertragung zur Finanzierung und Sicherstellung der Ausgleichsleistungen für 
111 gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im ÖSPV ermittelt die VRR AöR in Zusammenarbeit mit den 
112 bedienten Aufgabenträgern sowie den betrauten Verkehrsunternehmen die Höhe der Beträge für den 
113 Ausgleich dieser gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen. Die VRR AöR gleicht diese aus, sofern nicht 
114 zuvor von öffentlicher Seite ein Ausgleich geleistet wurde. Hierfür erstellt die VRR AöR für das jeweilige 
115 Geschäftsjahr den Verbundetat und für das vergangene Geschäftsjahr die Ergebnisrechnung und weist 
116 darin die jeweiligen Finanzierungbeträge aus. Die entsprechenden Regelungen hierzu finden sich in 
117 der Satzung des Zweckverbandes VRR, der Satzung der VRR AöR und der Finanzierungsrichtlinie des 
118 VRR.
119
120 Die EU-rechtliche maximale Höhe der Finanzierung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen ermit-
121 telt sich aus dem VRR-Finanzierungssystem auf Bausteinbasis (Bausteinsystem). Dieser Ausgleichs-
122 betrag stellt die maximale Höhe der Finanzierung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen dar.
123
124 Basierend auf dem so ermittelten Finanzierungsrahmen erlässt die VRR AöR einen Finanzierungsbe-
125 scheid, um die EU-konforme Finanzierung sicherzustellen. Dieser legt u. a. die maximale Höhe der 
126 Beträge für den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen und die Finanzierungsbeträge des 
127 Verbundetats fest. Soweit die festgelegten Finanzierungsbeträge durch eine anderweitige Deckung 
128 (Querverbund, Einlage…) ausgeglichen werden, erlässt die VRR AöR einen ablehnenden Finanzie-
129 rungsbescheid. Andernfalls erlässt die VRR AöR einen positiven Finanzierungsbescheid, der zu einer 
130 Zahlung von Mitteln von der VRR AöR an das entsprechende Verkehrsunternehmen führt.
131
132 Im Rahmen des beschriebenen Verfahrens können die nach Abzug der Aufgabenträger-Pauschale 
133 verbleibenden Mittel bei einer Abwicklung der ÖPNV-Pauschale über die VRR AöR im Rahmen dieses 
134 Ausgleichs für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im ÖSPV ausgereicht werden. Hierfür findet im 
135 Verbundetat und in der Ergebnisrechnung eine Anrechnung auf den Finanzierungsbedarf statt, die 
136 dann die Finanzierungsbeträge senkt. Im lokalen Anhörungsgespräch gem. § 19b Zweckverbandssat-
137 zung können weitere Details zur Verwendung dieser Mittel festgelegt werden. Hierunter fällt auch die 
138 Möglichkeit, im Rahmen der Bestandsbetrauungen bzw. der ggf. vorgesehenen Ergänzungen der Be-
139 standsbetrauungen, investive Maßnahmen zu finanzieren, soweit die Voraussetzungen der örtlichen 
140 Bestandsbetrauungen dies zulassen.
141
142 Die bereitgestellten Mittel sollen im Finanzierungsbescheid der VRR AöR positiv beschieden und an 
143 die Verkehrsunternehmen ausgezahlt werden. Eine konkrete Ausgestaltung hierzu findet zusammen 
144 mit der Anpassung der Finanzierungsrichtlinie statt.
145
146 3.2.2. Alternative B: Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen aus der 
147 Anwendung der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs im 
148 VRR-Gemeinschaftstarif
149 Die Aufgabenträger haben durch örtliche Beschlüsse die Aufgabe, Allgemeine Vorschriften im Sinne 
150 von Art. 2 Buchstabe i) VO (EG) Nr. 1370/2007 zur Festsetzung von Höchsttarifen für alle Fahrgäste 
151 oder bestimmte Gruppen von Fahrgästen zu erlassen, auf die VRR AöR übertragen. Vor diesem Hin-
152 tergrund hat die VRR AöR die „Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR über die Festsetzung 
153 der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs im Gemeinschaftstarif für den Verkehrsver-
154 bund Rhein-Ruhr (VRR) als Höchsttarif (Ausbildungsverkehr-Richtlinie AusbV-RL)“ als Allgemeine Vor-
155 schrift im Sinne von Art. 2 Buchstabe i) VO (EG) Nr. 1370/2007 erlassen, um die Ausbildungsverkehr-
156 Pauschale des §11a ÖPNVG NRW rechtskonform abzuwickeln.
157
158 Die in der Ausbildungsverkehr-Richtlinie festgelegten Verfahren können genutzt werden, um die nach 
159 Abzug der Aufgabenträger-Pauschale verbleibenden Mittel der ÖPNV-Pauschale auszureichen. Die 
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160 VRR AöR wird also aufgabenträgerscharf die zur Verfügung gestellten Mittel erhöhen und entspre-
161 chend in den Bescheiden an die Verkehrsunternehmen berücksichtigen.
162
163 Die bereitgestellten Mittel werden von den Verkehrsunternehmen als Ertrag berücksichtigt. Im Ver-
164 bundetat und in der Ergebnisrechnung werden sie aufgabenträgerscharf ausgewiesen und mindern 
165 den Finanzierungsbedarf der Verkehrsunternehmen.
166
167 3.2.3. Alternative C: Investive Fahrzeugförderung des ÖSPV
168 Eine Abwicklung der verbleibenden Mittel der ÖPNV-Pauschale kann auch im Rahmen einer investiven 
169 Fahrzeugförderung des ÖSPV erfolgen. Die bestehende „Richtlinie des Verkehrsverbundes Rhein-
170 Ruhr zur Förderung von investiver Fahrzeugbeschaffung im ÖSPV“ muss hierfür aufgrund der aufga-
171 benträgerscharfen Abwicklung der ÖPNV-Pauschale überarbeitet und angepasst werden. Diese Richt-
172 linie ist dann für jedes Aufgabenträgergebiet Basis für die Abwicklung der verbleibenden Mittel der 
173 ÖPNV-Pauschale im Rahmen einer investiven Fahrzeugförderung.
174
175 3.3. Organisation der Abwicklung der ÖPNV-Pauschale
176 Als Verteilungsschlüssel der Alternativen A und B zur Verteilung der ÖPNV-Pauschale (ohne Anteil der 
177 Aufgabenträger-Pauschale) auf die das Aufgabenträgergebiet bedienenden Verkehrsunternehmen soll 
178 der Schlüssel „Nutz-Wagen-km gem. der Definition des § 11a ÖPNVG NRW“ herangezogen werden. 
179 Die Verteilung im Rahmen der Alternative C ist abhängig vom Beschaffungsvolumen und der anteilig 
180 im Aufgabenträgergebiet erbrachten Verkehrsleistung.
181
182 Nicht verausgabte bzw. zurückgeforderte Mittel der ÖPNV-Pauschale des Jahres 2013 werden gem. 
183 des o. g. gesetzlichen Schlüssels auf die Aufgabenträger im VRR verteilt und nach den örtlichen Be-
184 schlüssen fristgerecht ausgereicht.
185
186 Der Verwaltungsrat der VRR AöR und die Verbandsversammlung des Zweckverbands VRR haben die 
187 entsprechenden Beschlüsse am 12.07.2013 gefasst und den Räten/Kreistagen der Verbandsmitglieder 
188 empfohlen – im Sinne eines einheitlichen, verbundweiten Vorgehens – bis Ende des Jahres 2013 ei-
189 nen Beschluss entsprechend der Nummern 1 bis 3 des Beschlussvorschlages möglichst wortgleich zu 
190 fassen, damit die Entscheidung bei den Planungen für das Jahr 2014 entsprechend berücksichtigt 
191 werden kann.
192
193 Es werden grundsätzlich alle drei Alternativen beschlossen. Die konkrete Festlegung für eine Alterna-
194 tive teilen die Aufgabenträger der VRR AöR mit. Ein Wechsel der Alternativen ist jährlich möglich. Im 
195 Nachgang zur Beschlussfassung hat sich auf Initiative verschiedener Aufgabenträger die VRR AöR 
196 bereit erklärt, auch einen Alternativenmix (parallele Anwendung von Alternativen) zuzulassen, um den 
197 Einsatz der Mittel in der vor Ort effektivsten Form zu bewirken.
198
199
200 4. Regelung der ÖPNV-Pauschale in Oberhausen ab dem Jahr 2014
201
202 4.1. Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW
203 Die kommunalen Aufgabenträger haben gemäß § 5 Zweckverbandssatzung i. V. m. § 5 (3a) ÖPNVG 
204 NRW weitere Aufgaben auf den VRR übertragen. Hierzu gehört u. a. die Aufgabe zur EU-konformen 
205 Finanzierung und Sicherstellung der Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 
206 und die Aufgabe, Allgemeine Vorschriften zu erlassen.
207
208 Durch die mit dieser Aufgabenübertragung verbundene Einheitlichkeit wird neben der Rechtssicherheit 
209 auch die Diskriminierungsfreiheit der Durchführung der Aufgaben gewährleistet. Weiterhin entstehen 
210 durch die Aufgabenübertragung auf die VRR AöR Synergieeffekte, da diese Aufgaben in der VRR AöR 
211 gebündelt mit vergleichsweise geringem Personalaufwand (4 Mitarbeiter/innen) für alle Aufgabenträger 
212 und Verkehrsunternehmen wahrgenommen werden. Vor Ort wären zur Wahrnehmung der Aufgaben 
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213 eigene Personale, Regelwerke und Prüfschritte (z. B. Anhangsabrechnung nach VO (EG) Nr. 
214 1370/2007) notwendig.
215
216 Der VRR AöR ist zuzustimmen, dass gute Gründe dafür sprechen, die Aufgabe der Abwicklung der 
217 ÖPNV-Pauschale auch weiterhin auf die VRR AöR zu übertragen.
218
219 4.2. Anteil der ÖPNV-Pauschale gem. § 11 (2) ÖPNVG NRW für eigene Zwecke
220 Wie bereits erläutert, können gemäß der gesetzlichen Regelung des § 11 (2) ÖPNVG NRW bis zu 20% 
221 der ÖPNV-Pauschale durch die Aufgabenträger selbst verausgabt werden. Mindestens 80% der 
222 ÖPNV-Pauschale sind für Zwecke des ÖPNV, mit Ausnahme des SPNV, an öffentliche und private 
223 Verkehrsunternehmen weiterzuleiten, die den Gemeinschaftstarif nach § 5 (3) ÖPNVG NRW anwen-
224 den.
225
226 Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 13.11.2007 (Vorlage B/14/2908-01) beschlos-
227 sen, einen Aufgabenträger-Anteil von 10% der ÖPNV-Pauschale für eigene Zwecke zu beanspruchen. 
228 Im Jahr 2013 entsprach dies einem Betrag in Höhe von 238.637,59 EUR. Die restlichen 90% der 
229 ÖPNV-Pauschale wurden bislang der STOAG für Zwecke des ÖPNV zur Verfügung gestellt.
230
231 Durch die Neuberechnung der ÖPNV-Pauschale nach dem o. g. Verteilungsschlüssel ergibt sich für 
232 den Aufgabenträger Stadt Oberhausen ab dem Jahr 2014 eine ÖPNV-Pauschale in Höhe von 
233 1.879.780,54 EUR. Im Falle der Weiterführung der 10%-Regelung entfiele damit ein Aufgabenträger-
234 Anteil von 187.978,05 EUR an die Stadt Oberhausen, d.h. rund 50.000 EUR weniger als in den 
235 vergangenen Jahren.
236
237 Zur Einhaltung des Haushaltsansatzes im Jahr 2014 schlägt die Verwaltung vor, im Jahr 2014 13% der 
238 ÖPNV-Pauschale für eigene Zwecke zu beanspruchen (dies entspricht 244.371,47 EUR). Ab dem Jahr 
239 2015 soll dieser Aufgabenträger-Anteil gemäß Ratsbeschluss vom 13.11.2007 wieder auf 10% der 
240 ÖPNV-Pauschale gesenkt werden.
241
242 Die verbleibenden Mittel im Jahr 2014 in Höhe von 87% und ab dem Jahr 2015 in Höhe von 90% der 
243 ÖPNV-Pauschale werden der STOAG für Zwecke des ÖPNV weitergeleitet.
244
245 Die Entscheidung über die konkrete Festlegung für eine der Alternativen soll aus Vereinfachungsgrün-
246 den zukünftig (erstmals für das Jahr 2015) der Verwaltung obliegen. Die Verwaltung wird die Verteilung 
247 der entsprechenden Mittel in Abstimmung mit der STOAG und dem VRR nach Erfordernis jährlich auf 
248 die Alternativen A - C festlegen und der VRR AöR mitzuteilen. In Abstimmung mit der STOAG und dem 
249 VRR wird für das Jahr 2014 die Alternative B gewählt.
250
251
252
253 Kurzfassung
254
255 Am 01.01.2013 ist die Novellierung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nord-
256 rhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) in Kraft getreten. Bestandteil dieser Novellierung ist u.a. die neue 
257 Verteilung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 (2) ÖPNVG NRW. Bislang wurde die ÖPNV-Pauschale 
258 durch das Land NRW in einer Summe an die VRR AöR ausgezahlt, von dort erfolgte eine Weiterver-
259 teilung an die Aufgabenträger. Die Novellierung des ÖPNVG NRW sieht nun eine aufgabenträger-
260 scharfe Berechnung der ÖPNV-Pauschale nach dem Schlüssel 90% Betriebsleistungen, 9% Einwoh-
261 ner, 1% Fläche vor. Im Vergleich zur Berechnungsmethodik des VRR kommt es dabei zu (z. T. deutli-
262 chen) Verschiebungen der Mittel je Aufgabenträger.
263
264 Durch die Novellierung des ÖPNVG NRW wird eine Anpassung der örtlichen Beschlüsse zur Abwick-
265 lung der ÖPNV-Pauschale ab dem Jahr 2014 erforderlich. Der Verwaltungsrat der VRR AöR und die 
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266 Verbandsversammlung des Zweckverbands VRR haben den Räten/Kreistagen der Verbandsmitglieder 
267 daher empfohlen – im Sinne eines einheitlichen, verbundweiten Vorgehens – bis Ende des Jahres 
268 2013 einen Beschluss über die Höhe des Aufgabenträger-Anteils der ÖPNV-Pauschale und über die 
269 Verwendung der verbleibenden Mittel zu fassen.
270
271 Entsprechend der gesetzlichen Regelung des § 11 (2) ÖPNVG NRW können die Aufgabenträger einen 
272 Anteil von bis zu 20% der ÖPNV-Pauschale für eigene Zwecke beanspruchen. Die verbleibenden Mittel 
273 aus der ÖPNV-Pauschale (mindestens 80%) sind für Zwecke des ÖPNV mit Ausnahme des SPNV an 
274 öffentliche und private Verkehrsunternehmen weiterzuleiten, die den Gemeinschaftstarif nach § 5 (3) 
275 ÖPNVG NRW anwenden.
276
277 Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 12.07.2010 die Aufgabe zur Bewirtschaftung 
278 der ÖPNV-Pauschale gem. § 11(2) ÖPNVG NRW auf die VRR AöR übertragen und beschlossen, ei-
279 nen Aufgabenträger-Anteil von 10% der ÖPNV-Pauschale für eigene Zwecke zu beanspruchen (Vor-
280 lage - B/15/0600-01).
281
282 Zur Einhaltung des Haushaltsansatzes im Jahr 2014 sollen im Jahr 2014 13% der ÖPNV-Pauschale für 
283 eigene Zwecke beansprucht werden. Ab dem Jahr 2015 soll dieser Aufgabenträger-Anteil gemäß 
284 Ratsbeschluss vom 13.11.2007 wieder auf 10% der ÖPNV-Pauschale gesenkt werden. Die verblei-
285 benden Mittel im Jahr 2014 in Höhe von 87% und ab dem Jahr 2015 in Höhe von 90% der ÖPNV-Pau-
286 schale werden an die STOAG für Zwecke des ÖPNV weitergeleitet.
287
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